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Parlamentarische Anfragen 
Anfrage der Abgeordneten Dro PRADER~ Dra KÖNIG 
und Genossen betreffend Besoldungsrecht 

}..n den 

~9n -08- 2 S . 
zu 1311.; IJ 

in YLi e_!! 

Die Abgeordneten Ur .. PRAllER'} Dro KÖNIG 'md Genossen 
haben unter der Nro 1314/J folgende Anfrag~ an den Bundes­
kanzler gerichtet: 

Bei der letzen Gehaltsregelung ist bei den öBB anstelle 
der bisherigen dreijä,'I1rigen allgemeinen Vorrückung eine 

zweijährige Vorrückung eingeführt worden" Laut einer Dar­
stellung im Fraktionsblatt der Sozialistischen Eisenbahner 
"Das Signal" ~ Nr" 2 vom Mai 1977 ',lird dadurch die früher 
nach 33 Dienstjahren erreichbare 120 Gehaltsstufe schon 
nach 22 Dienstjahren erreichto Diese Darstel:i.illlg läßt die 
Tatsache außer Betracht, daß in den GehaltsgruppeJ;i. I - VIIa 
die Zahl der Vorrückungen mit 12 unverändert geblieben ist" 
Damit ist für den größten Teil der Bediensteten die lauf-

r 

bahnmäßige Entwicklung abgesehen von der Dienstaltersrolage 
schon mit dem 23~ Dienstjahr beendet, sodaS jeäer weitere 
Leistungsanreiz entfällt .. Lediglich in den Gehaltsgruppen 
Vllb-X sind weit'ere Vorrückun.gen bis insgesam.t 16 enthalten .. 

Die unterfertigten Abgeordn~ten richten mit Bezug da"'; 
rauf an den Bundeskanzler folgende., 

A n fra g e.? : 

1 .. Welche Mehrkosten erforderte die Einführung der zwei­
jährigen Vo:::-rückung bei den ö"BoB",! 

2. Welche Mehrkosten w~rde das Nachziehen der unteren 
und mittleren Gehaltsgruppen durch Aufstocken de~'" 

1313/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 5

www.parlament.gv.at



- 2 ~. 

Vorrückungen im Gehaltsschema der ÖBR auf einheit;lich 
16 Stufen erfordern? 

3.. Welcher Unterschied ergibt sieh un.ter·Zugrundelegung 
einer verwendungsmäßig vergleichbaren Normallaufoa:'J.n 

bei der Gegenüberstellung der BezUge der Bundesbahn­
beamten gegenüber Beamten, die nicht; der Bundesbat~­
besoldungsordnung unter·liegen, insbesondere im Be­
reich der Verwendungs gruppen A, B tL.YJ.d C jetzt und im 

Falle einer Aufstockung der Vorrückungen auf ein­
he!t~ich 16 Stufen? 

4 .. Falls_ ~:L:,.h. Eigrrifikant.o Unt(;:--:i:,;.::i.edE;: zu d.en n.icht der 

Bundesbahnbesoldungsordnung unterliegendsn Bundesbe­
diensteten ergeben, in \-lelcher Form gedenken Sie die­

se Frage zu lösen? 

Hiezu beehre ich mich in Vertretung des Bundeskanzlers 
mitzuteilen: 

Die Einführung der allgemeinen zweijährigen Vorr:ückungs­
frist bei den Österreichischen Bundesbahnen erfolgte im Rahmen 

der Verhandlungen über die Besold1.1.ngsregelur.:.g 1976 mit den Ge-· 

werkschaften und stellte im Rahmen dieser Verhand.lungen eines 

von mehreren zu. lösenden Spartenproblemen dar.. Davon ausge­

hend ist zu den einzelnen Fra.gen festzuhalte:n.: 

Zu Fra@:6 1: , 

Die Einführung der allgemeinen zif7eijfil1rigen Vorrückungs­

!ristbei den Österreichischen EundesbahneD bewirkt für den 
Bezugsaufwand im Jahre '1977 Hehrkosten von rund 132 i1illionen 
Schilling .. 

Durch di.ese Maßnahme v-Terden die bisherige:n Vorrückungen 

nicht ab dem Vorrückungsstichtag aufgerollt, sondern die zwei­

jährige Vorrückung ,·;ird nur für die zukünftige Laufbahngestal­

tung wirksamo Daher lassen sich zum gegenwfu:-tigen Zeitpunkt 
die gesamten !1erll'kosten aus der Einführung der z'tofeijährigen 
VOI'rückung nicht feststellen, weil die volle Auswirkung erst 

nach 35 Jar..ren, das ist im ~Tahre 201'1 ~ eintritt und der Per­

sonalstand und die Personal struktur zu diesem Zeitpunkt nicht 

1313/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 5

www.parlament.gv.at



vorge sehen l.vcrden ~önneno 

In diesem Zusammenahl'lg.sei vermerkt} daß sich der 
Personalstandder ö,)terreichischenBlmdosbahnon seit dem 
Jahre 1965 um 8 000 Bedi""-'-.1stete vermindert hat und auch 

im Stellenplan für 1378 weiter vermindern vlird .. 

Zu,Frage 2: 

Eine Aufstockung von 12 auf 16 Gehaltsstufen in den. 
Gehaltsgruppen I bis VrIa is-l.; nicht zieli'üh.rend • 

. , 

EinE:. $olc!.'1e Re t';"3 J ".lrl:;·~~i:ll·.i~3· i..::.i:imlich der:. BedieJ:stetm: 

dieser Gehaltsgruppen ::mm Nachteil gt;;:.;:'eichen, '\-lei1 sie 

dadurch anStelle der derzeit anfallenden Dienstalters­
zulage in Höhe des doppelten Vorrücktlngsbe-{j',',:'ages nur die 
einfache Vorrückung erhielten. Abgesehen äavoTI, wäre die­
se Regelung auch gegenüber dDn höheren Gehaltsgruppen 
sachlich nicht vertretbar, weil die Angehörigen dieser 
höheren GehaltsgruPPGn zu einen großen Teil auch in Ge­
haltsgruppen eingetreten sind, die mit der zweiten oder 
dritten Gehaltsstufe begir..n.en und somit .für die Vorrückung 

auch nur '13 oder 14 Gehaltsstufen aufweisen .. 

Zu FJ:'age 3: 

Eille Gegenü.berstellung von LaufbalmsU1illIlen in der be­

gehrten Art und Weise hi0ße, Besold1.mgsverhältnisse, "üe 
sie de facto erst nach vollem Hi.rksamwerden der zvwijähri-,· 

gen Vorrückung auf die gesamte Laufbahn eines Bediensteten 
der Österreichischen Bundesbahnen, also etwa um das Jahr 
2010, eintreten werden, mit Besoldungsverhältnissen an­
derer Bereiche 'des öffentlichen Di.enstes des Jahres 1977 
zu vergleichen. Es ist nämlich anzunehmen, daß bis zum 
erwär..nten Jahr 2010 durch eine große Zahl von Faktoren, 
die heute in keiner l1eise klassifiziert oder abgeschätzt 
werden können, IJaufbahnverbesserungen tmd LaufbarillBn'-" 

derungen auch in diesen Bereichen wirksam werd.en .. Nur bei 
Kenntnis aller dieser künftigen möglichen Naßnahmen wäre 
ein exakter Vergleich in der von Ihnen gewünschten Art 
möglich .. 
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In diosem Zusammenhang muß festgehalten werden, daß 
auch außerhalb der österreichischen Buoo.es'babnen eine 
Vielzahl von sogenannten SpartenregelUIlgen erfölb"t ist .. 
Dad'urch sind bedeutende Gruppen des öff'entlichen Dienstes 1. 

~rie etwa den Richtern und Staatsani,'.;älten<s denWachebeamten, 
den Hochschulleh=ern und den Lehrern n.eben den allgemeinen 
Erhöhungen der Bezugsansätze mitunter se.br erhebliche Be .... 
zugsverbesserungen zuteil gewordeno All.ei:flein Verhandlungs­
abschluß der jüngsten Zeit wird den Lehrern eine Bezugsar..­
heh~g in LI· J"e.hresetappen mit einf.::l GeSE"zutkoii;;tell:S.ufwa..,'ld 
von 1050 i1ilJ.ion.en Schilling bringen .. 

Zu Frage 4: 

Durch die Beantwortung der Fragen "'Ibis 3 wird er­
siChtlich, daß eine ausschließliche Unterscheidung der 
Bediensteten der österreichischen Bundesbah...'1en mit jenen 
der Allgemeinen Verwaltung keine ausgewogene Betrachtung 
darstellen kanno Es zeigt sich vielmehr., daß der öffentliche 
Dienst inder Vielfalt seiner Berufsg;rupp'en und besoldungs- ,. 
rechtlichen Kategorien immer wieder unterschiedliche B~~ 
soldungsmerkmale aufzu,.,eisen hatteo Diese zumeist tempo­
rären Erscheinungen haben neben den a~lge:meinenBesoldungs­
erhöhungen im Laufe der IJahre im.Tuer wieaer.' zu sogenannten 
Spartenproblemen und Angleichungsprozessen geführt., Ziel 
einer gerechten Personal verwaltung kaIl!l a.ber nur sein., 
gleiche Leistung auch gleich zu bezahlen.. Diesem Ziele wird 
man nur näher kornmen können, i-venn der mit dem Beamten-·· 
Dienstrechtsgesetz eingeleiteten Reform weitere Schritte 

einer BesoldUJ."'1gsreform folgen. Eine gerechte Besoldung in 
der Zukunft wird zwischen den vor- tUld ausbildungsabhän­
gigen Besoldungselementen und jenem Teil der Besoldung, 

.. der sich aus der Täti.gkeit ergibt, zu unterscheiden haben .. 
Dazu bedarf es aber einer Erfassung "'Ion Verwendungen und 
]'u.nktionen.~ it1 Wege einer von der Person des Bediensteten un­
abhängigen Arbeitsplatzbewertung. Für dieösterreichischen 
Bundesbahnen kann in diesem Zusam:melli'la.ng gesagt werden, 
da.ß dort wie in kaum einem anderen Bereiche desöffJ.~ntlichen. 
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Dienstes Laufbahnen und Besoldung von der Ausübung be­
stimmter u..'1d bevlerteter Tätigkeiten abhängig sind .. 

Zu dieser umfassenden Reform des Dienst- und Be­
soldungsrechtes hat sich die Bundesregierung zuletzt 
in ihr€.J.' llegiE:i.·ungserklä~,;~ug vom :5" Novembey' 1975-wiec1er 
bekanrn;o . 

250 August 1977 
Der den\Sundeskanzler 

gemäß to 69 ~jso 2 BVG 
vertre nnde VilC~V 
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